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En iſche Geſe ammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 44. 


(Nr. 12574.) Geſetz zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung. Vom 31. Juli 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


J. Berückſichtigung der Geldwertänderung bei den Tarifen und Befreiungsvorſchriſten. 


o 


81. 

(1) Steuern, die nach feſten Sätzen erhoben werden, find, ſofern nicht abweichende Beſtim⸗ 
mungen beſtehen, der Geldwertänderung anzupaſſen nach Maßgabe einer Verhältniszahl, bei der 
von dem Stande am 1. April 1923 auszugehen iſt. 

(2) Dieſe Verhältniszahl wird vierteljährlich vom Staatsminiſterium feſtgeſetzt und dient für 
die Bemeſſung der Anpaſſung der einzelnen Steuerarten als Höchſtzahl, von der Bruchteile feſt— 
geſetzt werden können. 

(3) Die jeweilige Verhältniszahl darf im Verhältniſſe zu dem zugrundegelegten Stande vom 

1. April 1923 nicht höher fein, als der Goldzollaufſchlag der Reichszollverwaltung zur Zeit der 
Verbffentlichung dieſer Verhältniszahl im Verhältniſſe zu dem Gol dzollaufſchlage vom 1. April 1923 
ſich darſtellt. 
f 9 2. 

Das Geſetz vom 14. Februar 1923 über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grund 
vermögen (Geſetzſamml. S. 29) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: N 

Hierzu tritt ein Zuſchlag von 300 vom Hundert. Das Staatsminiſterium hat nach 
Anhörung eines Ausſchuſſes des Staatsrats und mit Zuſtimmung eines Ausſchuſſes 
des Landtags den Zuſchlag unter Berückſichtigung der Verhältniszahl (§ 1 des Geſetzes 
zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 361) abzuändern. 

2. Im § 18 Abſ. 1 wird hinter den Worten „das nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
ermittelte Soll“ der Zuſatz eingefügt: 

in der aus § 2 Abſ. 1 ſich ergebenden Höhe. 


83 
Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 27. Februar 1880 
(Geſetzinamml. S. 174) in der Faſſung des Geſezes vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 299) 
wird wie folgt geändert: 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12574.) g (1 


Ausgegeben zu Berlin den 3. Auguſt 1923. 


1. Im $ 4 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 
Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer des Wanderlagerbetriebs 


TIEREN 8 VVT 33 30 000 Mark, 

Br im übrigen 

* in Orten mit mehr als 500 000 Einwohnern 25 000 „ 

3 in Orten mit mehr als 100 000 bis 500 000 Einwohnern ...... 20 000 » 
in Orten mit mehr als 50 000 bis 100 000 Einwohnern ... .... 15 000 „ 
in Orten mit mehr als 10 000 bis 50 000 Einwohnern ..... 10 000 „ 

5 in Orten bis zu 10000 Eiüw ohnen 5000 „ 

je ſofern der Betrieb von einer Perſon verſehen wird; fie erhöht ſich für jede weitere im 


Betriebe tätige Perſon (Mitunternehmer oder Angeſtellter) um den gleichen Betrag, für 
einen nur mechaniſche Dienſtleiſtungen verrichtenden Gehilfen (Hausdiener, Kutſcher, 
Laufburſchen oder ⸗mädchen und dergleichen) um je den halben Betrag. 

2. Dem § 4 tritt als neuer Abſatz hinzu: 

Der Finanzminiſter hat die Steuerſäße im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern unter Berückſichtigung der Verhältniszahl (§ 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der 
Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 — Geſetzſamml. S. 361) 
abzuändern. 

9 4. 

Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, vom 3. Juli 1876 
(Geſetzſamml. S. 247) in der Faſſung des Geſetzes vom 4. Januar 1922 (Geſetzſamml. S. 1) 
wird wie folgt geändert: 

1. Im § I erhält Abſ. 8 folgende Faſſung: 

Die weiteren Anordnungen wegen Feſtſetzung der Steuer und ER Einordnung 
der Betriebsarten erläßt der Finanzminiſter. Insbeſondere iſt er auch berechtigt, eine 
durch die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe gebotene Abänderung der Klaſſen⸗ 
einteilung vorzunehmen. Die Steuerſätze ſind unter Berückſichtigung der Verhältniszahl 
(§1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 
31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) abzuändern. 


§ 20 erhält folgende Faſſung: n 

Die Beſtimmungen der §§ 18 und 19 finden, wenn das Gewerbe zu denjenigen 
gehört, die nach der Reichsgewerbeordnung im Umherziehen nicht betrieben werden 
dürfen, ebenfalls, jedoch mit der Maßgabe Anwendung, daß ſtets auf eine Strafe im 
doppelten Betrage des Jahresſteuerſatzes zu erkennen He, der für den Handel mit wert- 
volleren Waren zu entrichten iſt. 


eo 


§ 5. 

Iſt für eine öffentliche Abgabe eine Begünſtigung davon abhängig, daß bei Perſonenvereini. 
gungen oder Zweckvermögen der Gewinn oder der zu verteilende Gewinn beſtimmungsgemäß einen 
gewiſſen Zinsſatz nicht überſchreitet, ſo tritt an die Stelle des bisher Dane Zinsſatzes ein 
ſolcher von 10 vom Hundert für das Jahr. 5 


— 363 — 


II. Zuſchläge bei Steuerrückſtänden. 
a = § 6. 

() Wird die Zahlung von ſtaatlichen Steuern im Sinne des § 1 Abſ. 1 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung einſchließlich der durch Geſetz angeordneten Vorauszahlungen nicht rechtzeitig geleiſtet, ſo 
iſt für jeden auf den Zeitpunkt der Fälligkeit folgenden angefangenen Kalendermonat ein Zuſchlag 
von 15 vom Hundert des Rückſtandes zu zahlen. a f 

(2) Bleibt die Zahlung eines Betrags von mehr als 10000 Mark länger als 3 Monate im 
Rückſtande, ſo beträgt der monatliche Zuſchlag 30 vom Hundert. Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, 
die Grenze anders feſtzuſetzen. a N 

(3) Der Zuſchlag wird nur von vollen taufend Mark des einzelnen Steuerrückſtandes erhoben. 

() Soweit ein Zuſchlag erhoben wird, findet eine Verzinſung der rückſtändigen Beträge, auch 
wenn ſie ſonſt durch Landesrecht vorgeſchrieben iſt, nicht ſtatt. 

(5) Ermäßigt ſich der Steuerbetrag, für den ein Zuſchlag verwirkt iſt, nachträglich infolge 
einer Rechtsmittelentſcheidung, einer Berichtigung, eines Erlaſſes oder einer ſonſtigen Anderung, fo 
ermäßigt ſich der Zuſchlag entſprechend. 

§ 7. 5 

(1) Vom Zuſchlage kann nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters ganz oder zum Teil 
Befreiung gewährt werden, wenn ſeine Erhebung nach Lage der Verhältniſſe unbillig wäre. 

e) Über die gänzliche oder teilweiſe Befreiung vom Zuſchlag (Abs. 1) beſchließt die für eine 
Stundung der Steuer zuftändige Stelle. Die gleiche Stelle entſcheidet im Streitfall über Ein- 
wendungen gegen die Verpflichtung zur Zahlung des Zuſchlags. Gegen den Beſcheid ſtehen dem 
Steuerpflichtigen die gleichen Rechtsbehelfe zu wie gegen die Ablehnung eines Stundungsantrags. 


88. 
Der Zuſchlag iſt auch im Falle einer Stundung zu zahlen, jedoch nur in Höhe von monatlich 
10 vom Hundert. Gleichzeitig mit der Stundung kann ganz oder zum Teil die Befreiung vom Zuſchlage 
längſtens für die Dauer der Stundungsfriſt gewährt werden. Der Finanzminiſter kann nähere 
Beſtimmungen treffen. 89 


Steuer- und Stundungsbeſcheide ſowie Zahlungsaufforderungen follen fortan, ſofern die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 6 bis 8 Anwendung finden, einen Hinweis auf die nach dieſen Vorſchriften ein— 
tretenden Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung enthalten. 


a 810. 

(1) Die Beſtimmungen der $$ 6 bis 9 finden keine Anwendung auf die Abgabe zur Förderung 
des Wohnungsbaues, auf die Stempelſteuer, die Wanderlagerſteuer und die Steuer vom Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen. f . een 

e) Durch Anordnung des Finanzminiſters kann die Anwendung der SS 6 bis 9 auch für 
andere Steuern oder Steuerarten oder fir beſtimmte Gruppen von Fällen ganz oder zum Teil 
ausgeſchloſſen werden. 

Die Vorſchriften der 88 6 bis 10 finden erſtmals auf die am 1. Auguſt 1923 fällig 
werdenden oder vorher fällig gewordenen Zahlungen Anwendung. Das Staatsminiſterium trifft 
über ihr Außerkrafttreten Beſtimmung. a = 


N 


III. Berückſichtigung der Geldwertänderung bei der Behandlung kleiner Beträge und 


bei der Abrundung. 
9.12. | 
Der Finanzminiſter kann für beſtimmte Staatsſteuern anordnen, daß die Feſtſetzung oder 
Nachforderung ſolcher Beträge unterbleibt, die eine gewiſſe Grenze vorausſichtlich nicht überſchreiten. 


§ 13. 
Staatsſteuern dürfen nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters niedergeſchlagen werden, 
wenn feſtſteht, daß die Beitreibung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Koſten der Bei⸗ 
treibung außer Verhältnis zu dem Betrage ſtehen. 


9 14. 


Der Finanzminiſter kann Abrundungsvorſchriften für beſtimmte Staatsſteuern ſowie für die 
der Veranlagung zugrundezulegenden Beträge und für die Zerlegung der Steuern auf ver 


ſchiedene Gemeinde- und Gutsbezirke erlaſſen. 


9 15. 5 

() Iſt gegen eine die Staatseinkommen⸗ oder Ergänzungsſteuer betreffende Veranlagung oder 
Einſpruchsentſcheidung ein Rechtsmittel eingelegt und iſt eine Entſcheidung hierüber bis zum Zeit⸗ 
punkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes nicht ergangen, ſo gilt das Rechtsmittel als erledigt, 
ſofern die angefochtene Veranlagung über nicht mehr als 10 000 Mark Steuerbetrag lautet. Das 
gleiche gilt für das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Berufungsentſcheidungen ohne Höchſtgrenze 
für den Steuerbetrag. Koſten für dieſe Rechtsmittel werden nicht erhoben. 

e) Die Erledigung wird durch den Vorſitzenden der Rechtsmittelbehörde (des Senats, der 
Kammer, des Ausſchuſſes) endgültig feftgeftellt. Soweit die auf die ſtreitige Veranlagung ent: 
fallende Staats oder Gemeindeſteuer noch rückſtändig iſt, erliſcht die Verpflichtung zur Zahlung; 
ſoweit die Steuer bereits entrichtet iſt, kann ſie nicht zurückgefordert werden. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
5 § 16. : 

(1) Dieſes Geſetz tritt am Tage nach ſeiner Verkündung, 88 1 und 2 mit Rückwirkung vom 
1. April 1923 ab, in Kraft. 

(2) Die Steuerſätze des 8 3 Nr. 1. (Wanderlagerſteuer) finden keine Anwendung, wenn der 
Zeitabſchnitt, für welchen die Steuer zu entrichten iſt, bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits 
begonnen hat. 5 

(3) Die §§ 1 bis 4 gelten nur für das Rechnungsjahr 1923. Das Staatsminiſterium wird 
ermächtigt, nach Anhörung eines Ausſchuſſes des Staatsrats und mit Zuſtimmung eines Ausfchuffes 
des Landtags die Geltungsdauer der $$ 1 bis 4 des Geſetzes auf das Rechnungsjahr 1924 auszudehnen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 31. Juli 1923. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


